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I. Worum geht es?

Die Rechtslage in den österreichischen Bundesländern ist in Bezug auf den Heimvertrag sehr unterschiedlich. Das hängt ua damit zusammen, daß der VfGH im Erk VfSlg 13.237 bereits 1992 festgestellt hat, daß der Bereich der Alten- und Pflegebetreuung grundsätzlich in die Zuständigkeit der Länder fällt. Trotzdem wurden bisher nicht in allen Bundesländern landesrechtliche Regelungen erlassen. Die in der Zwischenzeit getroffenen Maßnahmen wurden wiederum nur teilweise koordiniert, obwohl die Pflegevereinbarung zwischen Bund und Ländern von 1993
 als Ziel die „Vorsorge für pflegebedürftige Personen bundesweit nach gleichen Zielsetzungen und Grundsätzen“ anführt.

Das hat dazu geführt, daß einzelne Bundesländer für die Rechtsbeziehung zwischen Heimbewohnern und Heimträgern keinen privatrechtlichen Vertrag vorsehen, sondern diese Beziehung nur öffentlichrechtlich ausgestalten. Andere Länder sehen zwar in erlassenen Vorschriften den Abschluß von Heimverträgen vor, allein diese Vorschriften stellen kein angewandtes oder gelebtes Recht dar. Die Rechtspraxis geht vielmehr andere Wege. Wieder ein anderer Teil sieht gesetzlich den Abschluß von Heimverträgen vor und praktiziert dies auch.
 Schließlich haben die Bundesländer Tirol und Vorarlberg noch überhaupt keine Regelung getroffen und bewegen sich – rechtsstaatlich gesehen – in einem rechtsfreien Raum. Es erschiene uns daher wünschenswert, eine klare Linie in diese ungewollte Vielfalt zu bringen und einheitliche Rahmenbedingungen für ganz Österreich zu schaffen. Das kann uE am besten durch eine privatrechtliche Lösung erfolgen.

II. Zur rechtlichen Beziehung Bewohner – Heimträger

Eine idealtypische Gegenüberstellung von öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen Beziehungen zeigt folgendes:

A. Grundsätzliche Unterschiede zwischen öffentlichem und privatem Recht

Das öffentliche Recht wird grundsätzlich durch eine Über- und Unterordnung der jeweiligen Kontrahenten charakterisiert, sofern es sich nicht um Beziehungen zwischen öffentlichen Körperschaften handelt. Der Einzelne steht demnach einem öffentlichen Träger nicht gleichberechtigt gegenüber, sondern grundsätzlich untergeordnet.
 Ganz anders ist es im Privatrecht. Hier dominiert nicht das Prinzip der Über- und Unterordnung, sondern die Gleichstellung der Beteiligten. Das Privatrecht bringt demnach die Gleichheit von Rechtssubjekten ohne Ausnahme zum Ausdruck. Damit ist nicht zu verwechseln, daß es selbstverständlich auch im Privatrecht da und dort ein beträchtliches Machtgefälle gibt, das des Ausgleichs und der Unterstützung bedarf. Aber selbst ein faktisches Machtgefälle ändert nichts an der grundsätzlich egalitären Rechtsbeziehung der Kontrahenten. Gerade im untersuchten Bereich sollte ein zweifellos bestehendes Machtgefälle zwischen Heimträgern und Heimbewohnern legistisch durch ausgleichende gesetzliche Regelungen kompensiert werden. 

Es ist demnach keinesfalls nur eine Frage des rechtlichen Geschmacks, ob künftig eine öffentlichrechtliche oder privatrechtliche Lösung für die Heimträger-Heimbewohner-Beziehung gewählt wird. Vielmehr hängt an dieser Entscheidung die wichtige Aussage darüber, ob der jeweilige Gesetzgeber die Heimbewohner mit den Heimträgern rechtlich gleichstellen will oder nicht. Es ist uE auch kein Argument gegen eine privatrechtliche Lösung, daß alte Menschen oft nicht mehr selbst auf ihre Rechte und deren Durchsetzung achten können; s dazu IV.A. Diese Situation ist dem Privatrecht vielmehr auch andernorts vertraut: Minderjährigenschutz, Sachwalterschaft etc. Zu erinnern gilt es schließlich daran, daß das Privatrecht – vgl § 21 ABGB – bestimmte Personengruppen seit jeher „unter den besonderen Schutz der Gesetze“ stellt. Dazu zählen auch alte Menschen.

In der angesprochenen Entscheidung einer öffentlichrechtlichen oder privatrechtlichen Lösung steckt jedenfalls, und das sollte nicht geleugnet werden, politische Brisanz. Tragfähiger für die Zukunft erscheint uns eine privatrechtliche Lösung, weil diese das rechtliche Grundprinzip der Privatautonomie nützen kann, während das öffentliche Recht nichts Vergleichbares entgegenzusetzen hat.

B. Suche nach einem legistisch optimalen Regelungsort 

Eine privatrechtlich wünschenswerte Verankerung des Heimvertrags sollte uE möglichst bundesweit, also einheitlich getroffen werden.
 Die Möglichkeiten reichen von einem (einheitlichen) Bundesgesetz über koordinierte Landesvorschriften bis hin zu einer gemeinsamen politischen Punktation, die die Länder für ihre Bereiche ausführen. 

Überlegenswert erschiene es, den Heimvertrag als spezielle Ausformung des Verbraucherschutzes in das Konsumentenschutzgesetz aufzunehmen und dort in einigen Paragraphen zu regeln.
 Der österreichische Verbraucherschutz leidet bislang daran, daß er sehr einseitig auf Konsumgeschäfte hin orientiert ist und andere wichtige Lebensbereiche von Verbrauchern – wie hier Unterkunft, Pflege und Betreuung alter Menschen – nicht in seinen Normbereich integriert hat. Natürlich wäre es auch denkbar, den Heimvertrag im Umfang von einigen Paragraphen in unser Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch aufzunehmen, was den Vertragscharakter und die privatrechtliche Autonomie der Kontrahenten besonders deutlich zum Ausdruck brächte. Die grundsätzlich für das Privatrecht bestehende Zuständigkeit der Zivilgerichte, die qualitativ einen hochwertigen Rechtsschutz gewährleisten, könnte trotz dieser hohen Qualität folgende Modifizierung erfahren: Dem zivilgerichtlichen Verfahren sollte uE eine Form außergerichtlicher Streitbeilegung vorgeschaltet werden, um der besonderen Situation alter Menschen Rechnung zu tragen. Besonders zu empfehlen wäre in dieser Beziehung die Mediation. 

Ein Ernstnehmen alter Menschen, das von allen Bereichen der Gesellschaft gefordert wird, kommt stärker durch eine privatrechtliche Lösung zum Ausdruck. Es reicht auf jeden Fall nicht aus, gelegentlich in politischen Stellungnahmen für den hohen Stellenwert alter Menschen und insb von Heimbewohnern einzutreten, in der praktischen politischen Arbeit jedoch die rechtliche Unterordnung der betroffenen Personengruppe unter Heimträger von vornherein in Kauf zu nehmen. 

C. Die rechtspolitische Situation in den Bundesländern

Mit einer privatrechtlichen Lösung wird zwar eine rechtspolitische Entscheidung getroffen, nicht aber eine parteipolitische. Jedenfalls müssen künftige rechtliche Lösungen auch in diesem Punkt klare Weichenstellungen treffen und sich am eingeschlagenen Weg politisch messen lassen.
 Eingefahrene Gewohnheiten oder persönliche Abneigungen dürfen hier keine Rolle spielen. Es geht vielmehr ausschließlich darum, eine optimale Lösung der Interessenwahrung für alte Menschen und ihre Probleme auf rechtlichem Wege zu finden. Dies ist auch Ziel unseres Forschungsprojekts.

Wie wir in unserem gemeinsamen Artikel (FN 1) „Betreuung und Wohnen im Alter“ festgestellt haben, mahnt die Entwicklung der Alterspyramide in Österreich zum politischen Handeln. Dennoch ist zu konstatieren, daß die sich klar abzeichnenden Probleme in den Bundesländern vornehmlich aus finanziellen Überlegungen vor sich hergeschoben werden. Bislang fehlt es an einem ernsthaften Willen zur Lösung der von Jahr zu Jahr wachsenden Probleme, aber auch zur Kooperation und autonomen Gestaltung wenigstens im eigenen Bereich. 

D. Notwendigkeit einer politischen Diskussion

Zunächst: Politische Diskussion hat nichts mit Parteipolitik zu tun. Vielmehr geht es auch hier um eine grundsätzliche demokratische Meinungsbildung in einem gesellschaftlich von allen politischen Gruppierungen für wichtig gehaltenen Bereich. Die derzeitige schwierige finanzpolitische Lage der österreichischen Gebietskörperschaften läßt den gegenwärtigen Zeitpunkt für eine Lösung der angesprochenen Fragen nicht gerade günstig erscheinen. Das ändert jedoch nichts an der Tatsache, daß ein Hinausschieben der Probleme die anstehenden Fragen nicht leichter macht oder gar von selbst löst. Vielmehr erscheint uns ein rasches politisches Aufgreifen des behandelten Problemkomplexes zielführend. Zudem sind auch wir nicht so vermessen, eine Lösung aller Probleme mit einem Schlag zu fordern. Vielmehr geht es auch uns um ein schrittweises Vorankommen im angesprochenen Bereich. Soll dieses Vorwärtsschreiten aber sinnvoll erfolgen, brauchen wir Klarheit über die zu verfolgenden Ziele und Teilziele. Dazu wollen wir einen Beitrag leisten, wobei es uns wichtig ist zu betonen, daß wir dafür die Kooperation der Praxis in allen betroffenen Bereichen benötigen. Diese Zusammenarbeit ist uns auch persönlich wichtig. Über- und Unterordnungen zwischen Praxis und Theorie haben uns nie etwas bedeutet.

III. Rechtsstaatliche und rechtspolitische Defizite der bestehenden Rechtslage 

A. Es geht nicht nur ums Geld

Eine Änderung der gegenwärtig unbefriedigenden Rechtslage in Österreich kann nicht mit dem Argument aufgeschoben werden, daß es zur Zeit am nötigen Geld für eine Lösung der anstehenden Probleme mangle. Selbst Geldmangel dispensiert nicht davor, rechtzeitig nachzudenken. Die derzeitige Situation hat aber darüberhinaus auch zur Folge, daß es im Heimalltag zu gesetzlich nicht gedeckten Beschränkungen der Persönlichkeitsrechte, ja der verfassungsmäßig gewährleisteten Grundrechte (persönliche Freiheit!) kommt. Auch im Heimalltag notwendige freiheitsbeschränkende Maßnahmen besitzen keine gesetzliche Grundlage. Dennoch werden – notwendige, aber auch nicht notwendige – freiheitsbeschränkende Maßnahmen regelmäßig vorgenommen.
 Ursachen für nicht notwendige Freiheitsbeschränkungen sind hauptsächlich Haftungsängste des Personals, Personalmangel sowie das häufige Fehlen rechtlicher Informationen.

B. Das Problem freiheitsbeschränkender Maßnahmen

Eine Schwierigkeit der gegenwärtigen Rechtslage ist dadurch gegeben, daß einige Bundesländer noch keine gesetzliche Regelung über einen Heimvertrag in Alten- und Pflegeheimen getroffen haben, während andere zwar Regelungen erlassen haben, aber keine Aussagen darüber gemacht haben, ob und in welchem Umfang zB freiheitsbeschränkende Maßnahmen an Heimbewohnern erlaubt sind und wer darüber entscheidet.
 Eines dürfte feststehen: Es kann nicht die Heimleitung sein, die über fundamentale Grundrechte von Individuen zu befinden hat. Das Fehlen solcher Vorschriften, trotz praktischer Bedeutung dieser Fragen, stellt ein schweres rechtsstaatliches Manko der gegenwärtigen Rechtslage dar und macht deutlich, daß der Föderalismus in diesem Bereich bisher versagt hat. Der angesprochene Fragenkomplex der Freiheitsbeschränkungen ist nämlich kein Bereich, den man auf die leichte Schulter nehmen kann.
 Daß auch sechs Jahre nach dem VfGH-Erkenntnis ein Teil der Länder noch keine einschlägigen Regelungen getroffen hat, sollte jedenfalls zu denken geben. Es ist auch dem Heimpersonal nicht länger zumutbar, derart schwerwiegende Entscheidungen de facto treffen zu müssen und sich dadurch uU sogar strafrechtlicher Verfolgung auszusetzen.
 Denn es gibt in Österreich mit Ausnahme des Unterbringungsgesetzes 1990 und zum Teil der Sachwalterschaft (zB Zustimmung zur Übersiedlung in ein Heim oder zur Heilbehandlung etc) kein rechtliches Instrumentarium, das Beschränkungen der Persönlichkeitsrechte für Personen, die nicht aus strafrechtlichen Gründen festgehalten werden, ermöglicht.
 Daher können vom Heimpersonal freiheitsbeschränkende Maßnahmen nur aus dem Rechtsinstitut der „Nothilfe“ vorgenommen werden, wobei jede Überschreitung strafrechtliche Konsequenzen haben kann. Andererseits wird in nicht wenigen Fällen auf Grund der gesetzlich oder vertraglich bestehenden Aufsichtspflicht die Vornahme freiheitsbeschränkender Maßnahmen die einzige Möglichkeit sein, sich haftungsrechtlich abzusichern. Die Grenze zwischen unerlaubten freiheitsbeschränkenden Maßnahmen und der nötigen Gefahrenabwehr ist also schwer zu ziehen. Dazu kommt, daß die Entscheidung derart schwerwiegender Fragen von Personen getroffen werden muß, die idR über keine juristische Ausbildung verfügen.

Menschenrechte gilt es nicht nur in der Türkei, Afghanistan, China oder Algerien zu verteidigen, sondern auch im eigenen Lande, womit die Behandlung alter Menschen in Österreich angesprochen ist. Wir haben allen Grund, diesen Auftrag auch national ernst zu nehmen.
C. Mögliche künftige Zuständigkeiten für freiheitsbeschränkende Maßnahmen in Alten- und Pflegeheimen

1. Bestehende gesetzliche Institutionen

Für eine künftige Lösung bieten sich folgende schon heute existierende Rechtsinstitute an:
 

a) einerseits die Sachwalterschaft
 nach den §§ 273 ff ABGB, 

b) andererseits die Patientenanwaltschaft nach dem Unterbringungsgesetz 1990; 

c) nicht in Frage kommt eine Betrauung der durch die B-KAG-Novelle 1993 und die dazugehörigen Landes-Ausführugsgesetze (zB TirKAG 1995) geschaffenen Patientenvertretungen. 

Die größte Affinität zu unserem Problemkreis besitzt wohl die Patientenanwaltschaft nach dem UbG 1990, weshalb zu überlegen wäre, diese Institution mit dem Aufgabenkreis „freiheitsbeschränkende Maßnahmen“ in Alten- und Pflegeheimen zu betrauen. Schon gegenwärtig könnten der bestehende rechtsfreie Raum und die sich daraus ergebende Gesetzeslücke durch eine vorsichtige Analogie zum UbG 1990 geschlossen werden. Eine befriedigende Dauerlösung ist das aber nicht.

2. Künftige Heimanwaltschaft oder Heimvertretung?

Überlegenswert erschiene es auch, eine eigene Heimanwaltschaft
 oder Heimvertretung (nach dem Vorbild von Sachwalterschaft und/oder Patientenanwaltschaft) für alte und pflegebedürftige Menschen zu schaffen, um das bestehende rechtsstaatliche Defizit abzubauen.

Das bedeutete allerdings die Einführung einer weiteren, vierten Institution, weshalb rechtspolitisch die Frage erhoben werden muß, ob nicht doch eher die Integration dieses neuen Bereichs in eine der bestehenden Institutionen angestrebt werden sollte. Da es um die Lösung ganz spezifischer Probleme geht, erscheint es auch überlegenswert, die derzeit bestehenden Schutzeinrichtungen in einer Art Holding zusammenzufassen, ohne die Besonderheiten der einzelnen Bereiche völlig dadurch zu beseitigen.

3. Altersvorsorgevollmacht

Eine weitere Möglichkeit könnte die in Deutschland zum Teil bereits praktizierte „Altersvorsorgevollmacht“ sein. Sie überträgt wichtige Entscheidungen wie die Einwilligung in freiheitsbeschränkende Maßnahmen oder in wichtige Heilbehandlungen einer Vertrauensperson, der diese Altersvorsorgevollmacht eingeräumt wird. Alte Menschen erteilen diese noch zur Zeit ihrer Gesundheit und körperlichen Rüstigkeit. Sie zeitigt ihre Wirkungen aber erst für die Zeit geistiger Beeinträchtigung.
 Als Vorbild für die Altersvorsorgevollmacht dient offensichtlich das noch neue und rechtlich keineswegs ausgegorene sog Patiententestament (oder die Patientenverfügung).
 Diese Lösung besäße den Vorteil, daß die jeweilige „Notstands“-Regelung privatautonom, also selbstbestimmt getroffen wird. Der oder die Betroffene entscheidet in noch gesundem Zustand selbst darüber, wer welche wichtigen Entscheidungen für ihn/sie treffen wird, wenn er/sie krankheitsbedingt selbst dazu nicht mehr in der Lage ist. Dies betrifft insb auch die Verhängung freiheitsbeschränkender Maßnahmen. Die Altersvorsorgevollmacht kann aber nicht die einzige Lösung sein, weil viele Menschen voraussehbar von dieser Möglichkeit nicht Gebrauch machen werden oder wollen, da sie zB keine Personen kennen, denen sie in dieser Frage das nötige Vertrauen entgegenbringen. Das Schaffen einer Altersvorsorgevollmacht kann daher nur als ergänzende Maßnahme betrachtet werden, die eine generelle Lösung, die „dispositivrechtlich“ ausgestaltet werden könnte, nicht ersetzt.

IV. Rechtstatsächlicher Status quo in den Bundesländern

A. Warum ist der Abschluß eines Heimvertrags nötig?

Gegen den Abschluß von Heimverträgen zur Vorbereitung des Heimaufenthalts alter Menschen werden immer wieder Bedenken vorgetragen: Alte Menschen seien dazu nicht in der Lage oder daran nicht interessiert, und dasselbe gelte oft für ihre Angehörigen. Bei näherer Betrachtung überzeugen diese Argumente aber nicht, denn eine ordnungsgemäße rechtliche Regelung des letzten Lebensabschnitts alter Menschen scheint uns einen gewissen rechtlichen Aufwand wert zu sein, zumal der Heimvertrag auch Grundlage eines beachtlichen entgeltlichen Leistungsaustauschs für längere Zeit ist. Beim Übertritt in ein Heim handelt es sich um eine äußerst wichtige Entscheidung, die gut überlegt sein will. Es wird damit nicht nur der Wohnort verlegt, sondern das ganze soziale Umfeld verändert, und das meist nicht nur vorübergehend, sondern – in der überwiegenden Zahl der Fälle – bis zum Lebensende. Natürlich ist es nötig, eine institutionelle Hilfe für solche Fälle vorzusehen, in denen alten Menschen die Klärung rechtlicher Fragen und Einzelheiten nicht mehr zugemutet werden kann. 

Auch für die Heime sind klare Umschreibungen der Rechtsbeziehung von Vorteil, mag das für manche Bereiche auch Neuland darstellen. Natürlich könnten für die Vertragsabschlüsse die vom Zivilrecht entwickelten rechtlichen Rationalisierungsmöglichkeiten – wie insb Formularverträge, Allgemeine Geschäftsbedingungen und Hausordnungen – genützt werden. Zu überlegen gilt es auch, das für Deutschland entwickelte Modell von Musterverträgen im Modulsystem
 für Österreich zu adaptieren. Zielführend erschiene dies schon deshalb, weil der Regelungsinhalt abzuschließender Heimverträge einerseits immer dieselbe Grundstruktur besitzt, andererseits aber Art und Umfang der (Heimträger)Leistungen häufig unterschiedlich sind, worauf mit Regelungsmodulen flexibel reagiert werden könnte. 

Vertragliche Hilfestellungen (Errichtung, Inhalt, Durchsetzung von Ansprüchen etc) könnten über Angehörige und die allenfalls zu errichtende Heimvertretung oder Heimanwaltschaft (vgl III.C.) erfolgen. Der Vertrag sollte auch beinhalten, daß Meinungsunterschiede in einem ersten Schritt vor der oben erwähnten Mediationsinstanz auszutragen wären. Mediatoren müßten unabhängige, geschulte Fachkräfte sein, die in keiner Nahebeziehung zum jeweiligen Heim stehen. Die Schwäche der gegenwärtigen Rechtslage, nach der häufig keine Heimverträge geschlossen werden, besteht ua gerade darin, daß die jeweilige Heimleitung gleichzeitig Vertragspartner und entscheidende Instanz von Meinungsverschiedenheiten und anderen Problemen ist. Die rechtlichen Interessen der Betroffenen werden auf diese Weise nicht zufriedenstellend gewahrt. Zudem offenbart diese Rechtslage obrigkeitsstaatliche (Auffassungs)Relikte.

B. Die Heimvertragsregelungen der Bundesländer

Im folgenden wird die rechtliche (mit den wichtigsten Einzelbestimmungen) und faktische Situation in den Bundesländern überblicksmäßig dargestellt.

1. Überblick

Bundesländer:

Bestimmung
Muß im Heimvertrag
/ Heimstatut
/Hausordnung
 geregelt werden
Wird in landesrechtlichen Bestimmungen 

inhaltlich geregelt

Burgenland:

§ 3 Burgenländisches Altenwohn- und Pflegeheimgesetz, LGBl 61/1996
( Leistungsangebot

( Rechte/Pflichten der Bewohner

( Vergütung im Abwesenheitsfall

( Fälligkeit der Zahlungen

( Besuchszeiten ( Tierhaltung
( Bewohnerrechte
 (2.a)

( Schriftform (2.b)

( Kündigung (2.c)

Kärnten:

§ 6 Kärntner Heimgesetz, LGBl 7/1996
( Vertragsdauer

( Leistungsangebot und Entgelte

( Essens- und Ruhezeiten

( Benützung der Gemeinschaftsein-  richtungen

( Fälligkeit der Zahlungen

( Gerichtsstand ( Tierhaltung
( Schriftform

( Ärztliches Attest bei der Aufnahme

( Übergabeprotokoll für eigene Sachen

( allfällige Kaution

( Geschenkannahmeverbot

( Bewohnerrechte

Oberösterreich:

§ 21 Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung, LGBl 29/1996; Verordnung zum Sozialhilfegesetz
( Vertragsdauer

( Gerichtsstand
( Schriftform ( Kündigung ( Heimentgelte

( Übergabeprotokoll für eigene Sachen ( Kaution

( Offenlegungspflicht des Heimbewohners für alle    pflegegeldrelevanten Fakten und deren Änderung 

( Verpflichtung, bei Erhöhung des Hilfs- und 

  Betreuungsbedarfs entsprechende 

   Pflegegeld(erhöhungs)anträge zu stellen

( Bindung beider Vertragspartner an die 

   Heimordnung

Salzburg: 

§ 37 Richtlinien für die Errichtung und den Betrieb von Altenheimen, Pflegeheimen und Pflegestationen, LGBl 74/1987; Verordnung zum Sozialhilfegesetz
( Hausordnung


Steiermark:

§ 3 Steiermärkisches Pflegeheimgesetz
( Leistungsangebot

( Möglichkeit der Eigenmöblierung

( Vergütung im Abwesenheitsfall

( Kündigung ( Tierhaltung

( Fälligkeit der Zahlungen
( Bewohnerrechte

( Kündigung

2. Die wichtigsten Einzelbestimmungen

Bundesländer
a) Zwingende Bewohnerrechte; Recht auf:
b) Schriftform

Burgenland
§ 3 Abs 4:

( Höflichen Umgang, persönliche Freiheit und Würde, Privat- und Intimsphäre

( Einsichtnahme in die Pflegedokumentation

( Vertrauensperson, die in wichtigen Belangen zu verständigen ist

( Rasche Behandlung von Beschwerden

( Beiziehung einer hausexternen Beratung

( Grundsätzlich jederzeitige Besuchsmöglichkeit 

( Mahl- und Ruhezeiten, die den üblichen Lebensverhältnissen entsprechen

( Angemessenen Zugang zu einem Telefon

( Persönliche Kleidung ( Ausstellung von Zahlungsbelegen

( Sterbebegleitung durch Angehörige oder andere heimfremde Personen
§ 3 Abs 6:

( Nur für Verträge mit Selbstzahlern! ( Bei einer Unterbringung im Heim von bis zu vier Wochen (zB Kurzzeitpflege) besteht keine Pflicht zur Schriftform.

Kärnten
§ 6 Abs 3:

( Höflichen Umgang, Würde und Persönlichkeit, Privat- und Intimsphäre

( Einsicht in die Betreuungsdokumentation

( Vertrauensperson, die in wichtigen Belangen zu verständigen ist 

( Wahl eines Bewohnervertreters oder einer Bewohnerdelegation

( Behandlung von Beschwerden ( Freie Arztwahl

( Beiziehung von qualifizierten Personen zur Behandlung oder Beratung, insb in psychotherapeutischen, klinisch-psychologischen, gesundheitspsychologischen, seelsorgerischen und rechtlichen Angelegenheiten

( Möblierung der Wohneinheit ( Zeitlich unbeschränkte Besuche

( Mahl- und Ruhezeiten, die den üblichen Lebensgewohnheiten entsprechen

( Angemessenen Zugang zu einem Telefon

( Persönliche Kleidung ( Zahlungsbelege über Sonderleistungen
§ 6 Abs 1:
( Schriftlichkeit ist für alle Heimverträge sowie auch für allfällige Zusatzvereinbarungen vorgeschrieben

Oberösterreich
§§ 19 und 22:

( Jederzeitigen Empfang von Besuchen, wobei auf die übrigen Heimbewohner und einen geordneten Heimbetrieb Rücksicht zu nehmen ist

( Nachtruhe von 21 bis 6 Uhr

( Wahl von bis zu fünf Bewohnervertretern
§ 19 Abs 1:  

Mit jedem Heimbewohner muß ein schriftlicher Vertrag abgeschlossen werden.

Salzburg
§ 37:
( Die Hausordnung soll zum Ausdruck bringen, daß es sich um gleichberechtigte Personen handelt.

( Die Selbständigkeit und Menschenwürde ist zu beachten.


Steiermark
§ 3Abs 3:

( Höflichen Umgang, Würde und Persönlichkeit, Privat- und Intimsphäre

( Einsichtnahme in die Pflegedokumentation

( Vertrauensperson, die in wichtigen Belangen zu verständigen ist

( Heimbewohnerversammlungen und die Wahl von Heimbewohnervertretern

( Behandlung und Erledigung von Beschwerden

( Freie Arztwahl ( Beiziehung einer hausexternen Beratung

( Besuchszeiten außerhalb der Nachtruhezeit und Einräumung der Besuchsmöglichkeit während der Nachtruhezeit in besonders gelagerten Fällen

( Mahl- und Ruhezeiten, die den üblichen Lebensverhältnissen entsprechen 

( Angemessenen Zugang zu einem Telefon

( Persönliche Kleidung ( Zahlungsbelege über Sonderleistungen
( § 3 Abs 1
schreibt die Schrift-lichkeit des Heimstatuts vor, das regelmäßig zum Vertragsbestandteil wird.

( Gem § 3 Abs 5 hat der Heimeintritt die Wirkung des Vertragsabschlusses.


Bundesländer
c) Kündigungsbestimmungen

Burgenland
§ 3 Abs 7:

( Der Heimbewohner kann den Vertrag jederzeit ohne Angabe von Gründen unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist – bei Vorliegen wichtiger Gründe ohne Kündigungsfrist – kündigen.

( Der Heimträger kann den Vertrag nur aus wichtigen Gründen kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insb vor, wenn:

- der Betrieb des Heimes eingestellt, wesentlich eingeschränkt oder grundsätzlich verändert wird;

- auf Grund einer Veränderung des Gesundheitszustandes des Heimbewohners die vom Heimträger angebotenen Leistungen zur Gewährleistung einer den Zielen dieses Gesetzes entsprechenden Betreuung nicht mehr ausreichen;

- der Heimbewohner mit der Bezahlung der Heimkosten mindestens zwei Monate in Verzug ist und der Heimträger den Heimbewohner schriftlich und in Anwesenheit einer Vertrauensperson unter Androhung der Kündigung und Setzung einer Nachfrist von zwei Wochen erfolglos gemahnt hat;

- der Heimbewohner wiederholt schwerwiegend gegen die Hausordnung verstoßen hat.

( Die Kündigung durch den Heimträger hat schriftlich zu erfolgen. Der Heimträger hat eine Kündigungsfrist von drei Monaten einzuhalten.

Kärnten
§ 6 Abs 2 lit c: in den Heimvertrag ist aufzunehmen:

( Der Ausschluß der Kündigung zum Zweck der Erhöhung des Entgeltes;

( Das Recht des Bewohners, den Vertrag jederzeit ohne Angabe von Gründen schriftlich zu lösen; für diesen Fall darf ein Betrag bis zur Höhe des dreißigfachen Tagsatzes vereinbart werden; diese Leistung kommt nicht in Betracht, wenn der Bewohner eine einmonatige Kündigungsfrist einhält.

( Ein Kündigungsrecht des Trägers unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist, wenn der Heimbetrieb eingestellt, wesentlich eingeschränkt oder grundlegend verändert wird; es genügt eine einmonatige Kündigungsfrist, wenn der Träger eine anderweitige gleichwertige Wohn- und Betreuungsmöglichkeit anbietet oder wenn von dritter Seite für eine solche gesorgt ist.

( Eine Verpflichtung des Trägers, den Vertrag nur unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist und nur aus wichtigen Gründen zu kündigen; ein wichtiger Grund liegt insb vor, wenn:

- der Bewohner mit der Bezahlung der Entgelte einen Monat im Verzug ist, wobei die Kündigung unwirksam wird, wenn der Bewohner oder ein Dritter während der einmonatigen Kündigungsfrist sowohl den Rückstand als auch das laufende Entgelt entsprechend der Fälligkeit bezahlt;

- sich der Gesundheitszustand des Bewohners so verändert hat, daß eine fachgerechte Pflege nicht nur vorübergehend nicht mehr möglich ist, oder

- sich der Bewohner - ohne daß dies durch Krankheit bedingt ist - fortgesetzt gemeinschaftswidrig verhält und dieses Verhalten für die Mitbewohner nicht mehr vertretbar ist.

( Eine Verpflichtung des Trägers, die Kündigung zu begründen und eine Kopie des Kündigungsschreibens mindestens zwei Jahre aufzubewahren.

Oberösterreich
§ 19 Abs 2: der Heimvertrag hat jedenfalls die Vereinbarung zu enthalten, daß:

( der Heimbewohner den Heimvertrag unter Einhaltung einer einen Monat nicht überschreitenden Frist jederzeit und

( der Heimträger den Heimvertrag nur wegen schwerwiegender Verstöße des Heimbewohners gegen Interessen des Heimträgers, anderer Heimbewohner oder des Personals unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens zwei Monaten kündigen kann.

Salzburg
keine

Steiermark
§ 3 Abs 6 bis 9:

( Der Heimbewohner kann den Vertrag jederzeit ohne Angabe von Gründen lösen. In diesem Fall kann der Heimträger die Leistung eines Betrages in der Höhe des zehnfachen Tagsatzes verlangen.

( Der Heimträger kann den Vertrag nur aus wichtigen Gründen kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insb vor, wenn:

- der Betrieb des Heimes eingestellt, wesentlich eingeschränkt oder in seiner Art verändert wird;

- der Heimbewohner mit der Bezahlung der Heimkosten zwei Monate in Verzug ist und der Heimträger den Heimbewohner schriftlich und in Anwesenheit einer Vertrauensperson des Heimbewohners unter Androhung der Kündigung und Setzung einer Nachfrist von zwei Wochen erfolglos gemahnt hat;

- der Heimbewohner für den Heimbetrieb eine unzumutbare Belastung darstellt;

- der Pflegebedarf des Bewohners infolge Verschlechterung seines Zustandes nicht mehr gedeckt werden kann.

( Der Heimträger kann den Vertrag fristlos auflösen, wenn der Heimbewohner sein für den Heimbetrieb unzumutbares Verhalten nach Hinweis auf die Vertragsauflösung fortsetzt.

( Die Kündigung durch den Heimträger hat schriftlich zu erfolgen. Der Heimträger hat – außer bei fristloser Auflösung – eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten.

3. Rechtstatsächliches zum Abschluß des Heimvertrags in den einzelnen Bundesländern

Bundesländer
Werden tatsächlich (schriftliche) Heimverträge geschlossen?

Gibt es einen Mustervertrag?

Burgenland
Obwohl das Altenwohn- und Pflegeheimgesetz den Abschluß von Heimverträgen zwingend vorschreibt, halten sich nur die professionellen Betreiber daran. Viele kleine Einrichtungen schließen überhaupt keinen (gewollten) Vertrag ab.
Es gibt derzeit keinen Mustervertrag. Viele Heimleiter wünschen sich aber einen von der Landesregierung ausgearbeiteten Mustervertrag.

Kärnten
Trotz Verpflichtung durch das Kä Heimgesetz werden nur teilweise schriftliche Verträge abgeschlossen.
Es gibt keinen Mustervertrag, aber die Landesregierung unterstützt den jeweiligen Heimträger bei Bedarf.

Oberösterreich
Zur Zeit werden in den von der OÖ Alten- und PflegeheimVO erfaßten Heimen (öffentliche und diesen gleichgestellte) regelmäßig Heimverträge abgeschlossen, deren Regelungsinhalte zum Großteil völlig veraltet sind und dem Gleichheitsgedanken der Vertragslösung durchwegs widersprechen.
Die 15 Sozialhilfeverbände und 3 Statutarstädte haben nunmehr einen Musterheimvertrag ausgearbeitet, der nach neuerlicher Überarbeitung in allen Heimen, die der OÖ Alten- und PflegeheimVO unterliegen, zur Anwendung kommen soll.

Salzburg
Bisher wurden keine schriftlichen Verträge abgeschlossen. Künftig sollen alle Heime zum Abschluß eines schriftlichen Heimvertrags auf der Grundlage der Richtlinien für die Errichtung und den Betrieb von Altenheimen, Pflegeheimen und Pflegestationen angehalten werden.
Es befindet sich derzeit ein Musterheimvertrag in Ausarbeitung, der sowohl Bewohnerrechte, als auch Heimträgerrechte festlegen soll.

Steiermark
Die getroffenen Vereinbarungen sind sehr unterschiedlich, was ua darauf zurückzuführen ist, daß nach dem Stmk Pflegeheimgesetz „der Vertrag zwischen Heimbewohner und Heimträger ... in jeder zivilrechtlichen Form zustande kommen“ kann. In der Praxis haben schriftliche Verträge bisher zumeist nur Bedeutung für die Ansprüche der Heimträger. Bei den Heimbewohnern fehlt noch das Bewußtsein, daß auch sie Ansprüche aus dem Vertrag geltend machen können.
Es gibt keinen

Musterheimvertrag.

Ein solcher ist

auch nicht geplant.



Niederösterreich
Heimverträge werden in öffentlichen Heimen überhaupt nicht und in privaten nur vereinzelt (schriftlich) abgeschlossen. Es gibt weder eine Verpflichtung zum Abschluß eines Vertrags noch Bestrebungen in diese Richtung.


Tirol 
Nur vereinzelt werden schriftliche Verträge abgeschlossen, die zum Teil auch als Nutzungs- und Betreuungsvertrag bezeichnet werden.



Vorarlberg



Wien
In den städtischen Heimen wird ein Betreuungs- oder Heimvertrag abgeschlossen, in den privaten nur teilweise. Im Entwurf zum geplanten Heimgesetz ist der zwingende Abschluß eines Heimvertrags vorgesehen. Derzeit ist der innere Betrieb von Wohnheimen durch eine Heimordnung zu regeln.
Es gibt keinen Musterheimvertrag. Der innere Betrieb der vom Land Wien geführten Pflegeheime wird aber durch eine Heimordnung (Erlaß der MA 17-33/78/RP) geregelt.

V. Der Heimvertrag in Deutschland

A. Rechtlicher Überblick

Das deutsche Heimgesetz regelt den Heimvertrag in den §§ 4 bis 4e, wobei keine abschließende Regelung vorgenommen wurde, sondern nur einzelne, sozialpolitisch dringend gebotene Schutzmaßnahmen getroffen wurden. (Dieser Weg wäre auch für Österreich gangbar.)

Darin wird im wesentlichen statuiert:

( ein schriftlicher Heimvertrag muß zwar nicht abgeschlossen werden, aber der Heimträger muß Bewohnern nachträglich eine schriftliche Ausfertigung zukommen lassen;

( die Leistungen des Trägers sind einzeln zu beschreiben;

( das insgesamt zu entrichtende Entgelt ist anzugeben, wobei es nicht in einem Mißverhältnis zu den Leistungen des Trägers stehen darf;

( bereits vor Vertragsschluß muß der Bewerber schriftlich über Vertragsinhalt sowie Rechte und Pflichten informiert werden (Informationspflichten);

( der Heimträger muß nach Möglichkeit seine Leistungen dem Gesundheitszustand des Bewohners anpassen (Leistungsanpassungspflicht);

( im Heimvertrag kann eine (einseitige) Entgeltanpassung entsprechend der Änderung der Leistungen vereinbart werden; sie ist nur zulässig, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat und das erhöhte Entgelt angemessen ist; der Heimträger muß die Entgelterhöhung mindestens vier Wochen vor Inkrafttreten dem Bewohner schriftlich anzeigen und begründen;

( dem Heimbewohner stehen ordentliche („am dritten Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf des nächsten Monats“) und außerordentliche Kündigung offen, während der Heimträger nur aus wichtigen Gründen kündigen kann, die aber nicht taxativ aufgezählt werden;

( in Heimverträgen mit Personen, die Leistungen aus der Pflegeversicherung erhalten, müssen die Leistungen für Pflege, Unterkunft und Verpflegung sowie Zusatzleistungen einzeln beschrieben und die jeweiligen Entgelte gesondert angeführt werden; die Entgeltansprüche für allgemeine Pflegeleistungen sind direkt an die zuständige Pflegekasse zu richten.

B. Praktische Ausgestaltung

In der Praxis erfolgt der Abschluß von Heimverträgen auf der Grundlage von Vertragsmustern oder Mustervertragsbestandteilen, die im Modulsystem den individuellen Bedürfnissen der Vertragspartner entsprechend zusammengestellt werden können. Während früher ein Großteil der Heimverträge rechtliche Mängel aufwies, dürfte nunmehr eine stark verbesserte Situation vorliegen, obwohl immer noch davon ausgegangen werden kann, daß die Heimträger üblicherweise eher ihre eigenen Interessen als die der Bewohner absichern.

Die Einführung der Pflegeversicherung und der damit verbundenen Bestimmung des § 4e Heimgesetz (Sonderregelung für Heimverträge mit Personen, die Leistungen aus der Pflegeversicherung erhalten; s oben) hat dazu geführt, daß praktisch alle Heime neue Heimverträge abschließen müssen. Dadurch entsteht die Situation, daß im Vertrag zwischen Heimbewohner und Heimträger die Leistungen genau festgelegt werden müssen, die die Pflegeversicherung zu tragen hat.

Im Gegensatz zu Österreich liegt für Deutschland eine beträchtliche Anzahl gerichtlicher Entscheidungen vor, die überwiegend den Bereich der Entgelterhöhung und damit zusammenhängende Vertragsklauseln betreffen.
 Dies ist neben der expliziten gesetzlichen Regelung des Heimvertrags vor allem darauf zurückzuführen, daß in Deutschland Verbraucherschutzverbänden die Möglichkeit der abstrakten Vertragskontrollklage eingeräumt wird. In Österreich ist der Heimvertrag, wo keine landesrechtlichen Bestimmungen erlassen wurden, nach den allgemeinen Bestimmungen des ABGB zu beurteilen

VI. Zur künftigen Regelung des Heimvertrags

A. Allgemeines

Im Rahmen dieses Forschungsprojekts wurde bereits ausgeführt, daß die Regelung von Heimverträgen, soweit davon zivilrechtliche Bestimmungen („Rechtsbeziehungen der Bürger untereinander“) betroffen sind, in die Zuständigkeit des Bundes fällt.
 Eine Zivilrechtskompetenz der Länder gem Art 15 Abs 9 B-VG ist mangels Erfüllung der Voraussetzungen zu verneinen.

Wir haben uns oben für eine privatrechtliche Heimvertragsregelung ausgesprochen, was beinhaltet, daß diese Regelung bundeseinheitlich erfolgen soll. Eine solche Regelung besäße für alle Beteiligten Vorteile und förderte auch die zunehmend größer werdende Mobilität unter alten Menschen. Das rechtspolitische Ziel einer privatrechtlichen Lösung soll daher nochmals mit Nachdruck betont werden. Danach erhebt sich die Frage des Regelungsortes: Wir meinen, daß ein Verankern des Heimvertrags im KSchG oder ABGB einer isolierten sondergesetzlichen Regelung vorzuziehen wäre, weil dadurch der privatrechtliche Charakter der neuen Regelung ohne Zweifel nach außen hin ausgedrückt werden könnte. Zu wählen wäre letztlich also zwischen ABGB und KSchG, wobei jener Weg eingeschlagen werden sollte, der rechtspolitisch die geringsten Widerstände erwarten läßt. Eine Regelung im ABGB oder KSchG besäße zudem den Vorteil, daß ohne weitere Ausführungen klargestellt wäre, daß die allgemeinen privatrechtlichen und schutzgesetzlichen Bestimmungen zur Anwendung auf den Heimvertrag gelangen und dadurch eine relativ knappe und präzise legistische Lösung angezeigt wäre. Nachdem es möglich war, den Reiseveranstaltungsvertrag im KSchG (§ 31 b bis f) zu regeln, müßte auch der Heimvertrag, der ebenfalls viele Menschen betrifft und dessen Schutzcharakter nicht begründet werden muß, legistisch unterzubringen sein. 

Wichtig erschiene uns, daß die entsprechende Regelung im jeweiligen Gesetz auf die wesentlichen Punkte beschränkt wird und darüber hinaus eine Verordnungsermächtigung die Möglichkeit schafft, Musterformulare und Ausführungsvorschriften zu erlassen. Vertragsmuster und Musterformulare erscheinen nämlich für diesen Bereich unerläßlich, zumal sie für alte Menschen und ihre Angehörigen eine nötige rechtliche Hilfestellung bieten.
 Auch dafür erscheint größte legistische Sorgfalt angezeigt. Im Wege einer Ausführungsverordnung könnten auch Allgemeine Geschäftsbedingungen für Heimträger geschaffen werden, was eine flexiblere Lösung verglichen mit einer ausschließlich gesetzlichen bedeuten würde.

B. Regelungspunkte des Heimvertrags

Die essentialia negotii beim Heimvertrag betreffen die Unterbringung (Zimmer, Verpflegung, Betreuung, Pflegeleistungen etc) und das dafür zu entrichtende Entgelt. 
 Wichtig in diesem Zusammenhang erscheinen ferner Bestimmungen über die Art der Entgeltzahlung sowie über eine in der Praxis wichtige nachträgliche Entgeltanpassung
 und eine klare Kündigungsregelung. 

( Die Entgeltzahlung sollte uE dahingehend geregelt werden, daß Reihenfolge und Umfang der Beanspruchung der jeweiligen Geldquellen festgelegt werden, wobei zwischen den Kosten für die Hotelleistung und die Pflege zu unterscheiden ist.

( Für die Entgeltanpassung soll hier nur ganz allgemein auf die vom Privatrecht gebotenen Möglichkeiten hingewiesen werden, die nicht nur eine Entgeltfestsetzung durch beide Vertragsparteien vorsehen, sondern auch durch eine dritte Person (§§ 1056 f ABGB) und uU sogar durch einen Vertragspartner allein. Selbstverständlich besteht in diesen Fällen eine richterliche Überprüfungsmöglichkeit, ob die Entgeltanpassung oder –bestimmung auch angemessen und ausgewogen erfolgt ist.

( Für die Kündigung bietet sich folgendes Lösungsmuster an:
 Heimbewohner/innen sollen grundsätzlich frei kündigen können, wobei für die ordnungsgemäße Heimbelegung beispielsweise vierteljährliche Kündigungsfristen angemessen erscheinen. Natürlich kann man hier auch andere zeitliche Dehnfugen verwenden. Die Möglichkeit der fristlosen Kündigung aus besonderem Grund bleibt davon unberührt.

Der Heimträger sollte dagegen nur aus wichtigen, im Gesetz wahrscheinlich taxativ anzuführenden Gründen kündigen können. Das erhöht die Rechtssicherheit für Heimbewohner/innen und vermeidet im Regelfall Willkür. UE müßte auch die von Seiten des Heimes ausgesprochene Kündigung trotz ihres außerordentlichen Charakters in diesem Fall befristet erfolgen. Dazu kommt, daß eine Härteklausel unter bestimmten Voraussetzungen eine Kündigung durch den Heimträger überhaupt ausschließen sollte.
 Ein solcher Fall ist etwa dann anzunehmen, wenn Heimbewohner bei einer Kündigung über keine andere Unterbringungsmöglichkeit verfügen. In solchen Fällen muß die Privatautonomie aus Gründen des Einzelwohls begrenzt werden.

In der bisher einzigen Entscheidung, in der sich der OGH (6 Ob 247/97k vom 16.10.1997) mit der Auflösung eines Altenheimvertrages befaßte, wurde festgestellt, daß die Kündigung durch den Heimträger, auch ohne landesrechtliche Regelung, das Vorliegen eines wichtigen Grundes voraussetzt.
 Damit wird bereits durch die oberstgerichtliche Rspr ein grundsätzlicher Kündigungsschutz von Heimbewohnern garantiert. Trotzdem sollte die Kündigung durch den Heimträger iSd Rechtssicherheit gesetzlich determiniert werden, wobei ua zur Vermeidung von unerwarteten Kündigungen (aus wichtigem Grund) eine qualifizierte schriftliche Verwarnung der Kündigung vorauszugehen hätte.
( Für die Heimaufnahme ist uE zu überlegen, einen Abschlußzwang im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten festzulegen. Unbedingt geklärt werden muß auch die korrekte Reihung der Heimaufnahmen, wobei uE nach Priorität und Dringlichkeit vorzugehen ist.

( Für Streitigkeiten aus dem Heimverhältnis, aber auch für Meinungsverschiedenheiten unter den Bewohnern sollte schon das Gesetz eine außergerichtliche Streitbeilegungsinstanz vorsehen, die sicher nicht mit der Heimleitung identisch sein kann. Vielmehr ist an die oben angesprochene Lösung durch Mediatoren zu erinnern. Aufgabe dieser außergerichtlichen Streitbeilegungsinstanz wäre es vornehmlich, im Rahmen des Heimverhältnisses auftretende Leistungsstörungen zu behandeln und einer angemessenen Lösung zuzuführen. Das kann die Qualität der allgemeinen Betreuung, der individuellen Pflege, der medizinisch-therapeutischen Versorgung, aber auch die Heimordnung oder die Verpflegung betreffen. Auch Verstöße der Heimleitung oder des Heimpersonals (Erfüllungsgehilfen) gegen Mitbestimmungsrechte der Heimbewohner wären auf diese Weise zu behandeln. 

( Das führt zur Überlegung, daß die gesetzliche Regelung uE einerseits einen Katalog von Bewohnerrechten
 iS von Persönlichkeitsrechten zu enthalten und andererseits – also zusätzlich – Mitbestimmungsrechte der Heimbewohner vorzusehen hätte.

( Weiters sollte ein gesetzliches Geschenkannahmeverbot für das Heimpersonal festgelegt werden, um den Mißbrauch von Abhängigkeiten zu vermeiden. Übliche Zuwendungen geringen Wertes könnten davon ausgenommen werden.

( Ebenso sollte für jene Fälle, in denen eine Kaution eingehoben wird, eine verbindliche Regelung getroffen werden.

VII. Schlußbemerkungen

UE lohnt es sich, über die künftige Gestaltung der Rechtsbeziehungen zwischen Alten- und Pflegeheimbewohnern und Heimträgern nachzudenken und einen Weg zu suchen, der die Interessen alter Menschen bestmöglich wahrt. Alte Menschen verdienen es ernstgenommen zu werden. Der Heimvertrag erscheint uns als taugliches Mittel, die Rechte alter Menschen sicherzustellen, zumal die im Vertrag zum Ausdruck kommende Gleichheit der Vertragspartner hierarchische Über- und Unterordnung wenigstens dem Grunde nach ausschließt. Zielführend erschiene uns neben diesem privatrechtlichen Weg eine einheitliche Bundesregelung, die dem Schutzbedarf alter Menschen in Österreich entgegenkäme. Die seit 1992 stattfindende Verländerung im untersuchten Bereich hat uns gelehrt, daß föderale Defizite iS einer Nichtwahrnehmung bestehender Kompetenzen in wichtigen Gesellschaftsbereichen zu leicht hingenommen werden. Das Nichthandeln mehrerer Bundesländer hat – wie ausgeführt – auch zu erheblichen Rechtsstaatsdefiziten im Bereich freiheitsbeschränkender Maßnahmen geführt, die nicht bagatellisiert werden dürfen. Auch für die Lösung dieser Probleme erscheint eine Bundesregelung als der beste Weg. Kompetenzrechtlich besteht jedenfalls die Möglichkeit, die mit dem Heimvertrag zusammenhängenden Fragen als Zivilrechtsmaterie bundeseinheitlich zu regeln.
 Hingewiesen werden soll auch darauf, daß die Frage einer einheitlichen gesetzlichen Regelung der Ausbildung von Fachkräften für den untersuchten Bereich mittlerweile dringend ist. Besteht doch die Gefahr, daß die einzelnen Bundesländer Regelungen treffen, ohne auf gegenseitige Abstimmung zu achten, was verschieden Nachteile zur Folge hat. Dabei geht es nicht um ein gegenseitiges Ausspielen von Bund und Ländern, sondern um die bestmögliche gemeinsame Lösung wichtiger Probleme für alte Menschen.

� Seit Jänner 1997 recherchieren die Autoren im Rahmen eines Forschungsprojekts des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung die rechtlichen Grundlagen der Alten- und Pflegebetreuung in Österreich, um die Möglichkeiten künftiger sachgerechter Problemlösungen zu erarbeiten. Dazu sind bereits erschienen: Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 2/97, 86 und Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 10/97, 938.


� Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen, BGBl 866/1993.


� Näheres zur derzeitigen Rechtslage in Österreich s IV.


� Die Koppelung der bescheidmäßigen Einweisung ins Heim mit Maßnahmen der Sozialhilfe spricht uE für eine öffentlichrechtliche Lösung. Daneben existieren aber unseres Wissens auch „Mischmodelle“, die zu Rechtsunsicherheiten führen. Natürlich gibt es auch rein privatrechtliche Beziehungen.


� Natürlich gibt es auch den öffentlichrechtlichen Vertrag, aber auch diese Lösungsvariante weist alle Probleme und Charakteristika öffentlichrechtlicher Lösungen auf: Über- und Unterordnung, Verwaltungsweg etc.


� Dazu Ganner (FN 1) 943 f, wonach die Regelung des Heimvertrags, soweit es sich um zivilrechtliche Bestimmungen handelt, in die Zuständigkeit des Bundes fällt. AA Pfeil, Rechts- und Regelungsprobleme bei der Erlassung von (Landes-) „Heimgesetzen“ in: Querela iuris: Gedächtnisschrift für Eduard Rabofsky 1996.


� Vgl die diesbezügliche Forderung in Ganner/Barta (FN 1) 93. Die grundlegenden Voraussetzungen für die Aufnahme in das KSchG, nämlich der Anspruch der Heimbewohner auf umfassende Wahrung ihrer Persönlichkeitsrechte sowie auf „Kundensouveränität“ verbunden mit einem besonderen Rechtsschutzbedürfnis ist heute weitgehend unbestritten. Das ist aber noch nicht lange der Fall; vgl Eiersebner, Klientenrechte als gesellschaftlich anerkannte Werte in: Evers/Leichsenring/Strümpel (Hg), Klientenrechte 183 ff (1995), wonach im vorigen Jahrhundert die totale Ausgeliefertheit und Unselbständigkeit der Patienten gegenüber dem Arzt als wichtige Voraussetzung für den Heilungsprozeß angesehen wurde, aber auch 1977 noch in der Wiener Universitätsklinik eine weitgehende Unterordnung der Patienten unter jegliche Anweisung des Personals mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln durchgesetzt wurde.


� Wünschenswert erscheint aber eine bundeseinheitliche Regelung.


� Vgl dazu auch Gschnitzer, Rechtsprechung und Lehre im Gegen- und Zusammenspiel in: Barta/Kohlegger/Stadlmayer (Hg), Franz Gschnitzer Lesebuch 1993, 527: „ Eine Rangordnung zwischen Theorie und Praxis in dem Sinne, daß die eine vor der anderen den Vorrang hätte, gibt es nicht.“


� Vgl FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406904422 \h ��20�, das Ö 1-Journal Panorama berichtete am 16.10.1997: Karl O. lebte bis zum Tod seiner Mutter im psychiatrischen Krankenhaus Baumgartner Höhe, wo weder starke Sedierung noch die Unterbringung im Netzbett nötig war. Als er „... ins Wiener Altenpflegeheim Haus der Barmherzigkeit übersiedeln muß, wird quasi über Nacht ein Netzbett zu seiner einzigen täglichen Schlafstätte. ... Sehr oft ist es sicherlich reiner Zwang, der sich im Pflegealltag entwickelt hat, ohne wirklich reflektiert zu werden. ... Derartige Praktiken [Netzbett etc] sind nur dann nötig, wenn in der Institution das Geld für einen behindertengerechten Betreuungsaufwand nicht reicht. 


... Eine Heimanwaltschaft wäre ... sinnvoll, denn Karl O.s Situation kann nur deswegen verbessert werden, weil er über eine verantwortungsbewußte Sachwalterin verfügt .... Solange es keine tatkräftige Lobby gibt, ist Karl O. überall.“


� Vgl Klie/Lörcher, Gefährdete Freiheit – Fixierungspraxis in Pflegeheimen und Heimaufsicht 1994, 71.


� Dazu Ramharter, Zur Reformdiskussion im Sachwalterschafts- und Behindertenrecht, ÖJZ 1995, 858: Einerseits wird hier festgestellt, daß für den Bereich der zivilrechtlichen Unterbringung noch umfassender Regelungsbedarf besteht, weil das UbG nur Freiheitsbeschränkungen von Geisteskranken in Krankenanstalten regelt und weil die Sachwalterschaft bisher in der Praxis kaum für reine Personensorge eingesetzt wird. Andererseits wird zutreffend beklagt, daß die Alten- und Pflegeheimgesetze der Länder, soweit solche erlassen wurden, das Problem freiheitsbeschränkender Maßnahmen ausklammern.


� Neben der unbefriedigenden rechtlichen Situation muß hier auch auf offensichtliche Mängel in der Ausbildung des Personals hingewiesen werden. Eine deutsche Studie brachte ans Licht, daß „Pflegekräfte bis zu 50 % der als freiheitsentziehende Maßnahmen zu wertenden pflegerischen Tätigkeiten nicht als solche ansehen“; s Borutta, Fixierung in der Pflegepraxis 1994, 44.


� Eine gesetzliche Grundlage müßte aber soweit praxisorientiert sein, daß ihr auch entsprochen werden kann und nicht, wie in einigen anderen Rechtsbereichen, Ansprüche stellen, die dann nicht erfüllt werden können, was wiederum zu Rechtsunsicherheit und der Gefahr der Kriminalisierung des Pflegepersonals führt; vgl dazu und zur Forderung nach einem Altengesetz Gohm, Rechtliche Regelungen in stationären Einrichtungen – Notwendigkeit oder Behinderung? in: Evers/Leichsenring/Strümpel (Hg), Klientenrechte 191 ff (1995).


� Vgl das Bundesverfassungsgesetz von 1988 über den Schutz der persönlichen Freiheit, BGBl 684/1988 und dazu Morscher, Der Schutz der persönlichen Freiheit in Österreich 44 ff (1990).


� Zu beachten ist insb auch § 16 ABGB als Generalklausel, weil freiheitsbeschränkende Maßnahmen einen massiven Eingriff in die Persönlichkeitsrechte Betroffener darstellen. Darüber hinaus schützt § 1329 ABGB die persönliche Freiheit.


� Weizenböck, telefonische Auskunft (BMJ): Derzeit wird im Justizministerium an einer Reform des Sachwalterschaftsrechts gearbeitet, wobei neben der Entrümpelung der Vermögensverwaltung der Ausbau der Personensorge angestrebt wird. Und zwar soll der Eingriff in Persönlichkeitsrechte von Personen, die unter Sachwalterschaft stehen, näher geregelt werden. (Dabei sind auch die hier geschilderten Probleme legistisch zu beachten). Einerseits sollen künftig freiheitsbeschränkende Maßnahmen nur in Einrichtungen zulässig sein, die einer gewissen internen (Beschwerdeinstanz) und öffentlichen Kontrolle unterliegen, andererseits soll für die Vornahme von Freiheitsbeschränkungen neben der Zustimmung des Sachwalters auch die des Pflegschaftsgerichts notwendig sein.


� Das UbG unterscheidet in den §§ 4 und 8 zwischen einer Aufnahme auf Verlangen, zu der eine gewisse, wenn auch keine vollständige Affinität besteht, und einer Aufnahme ohne Verlangen. Gem § 33 Abs 1 UbG sind Beschränkungen des Kranken in seiner Bewegungsfreiheit nach Art, Umfang und Dauer nur insoweit zulässig, als sie im Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr sowie zur ärztlichen Behandlung oder Betreuung unerläßlich sind und zu ihrem Zweck nicht außer Verhältnis stehen. Im allgemeinen darf die Bewegungsfreiheit des Kranken nur auf mehrere Räume oder auf bestimmte räumliche Bereiche beschränkt werden (§ 33 Abs 2). Beschränkungen der Bewegungsfreiheit auf einen Raum oder innerhalb eines Raumes sind vom behandelnden Arzt jeweils besonders anzuordnen, in der Krankengeschichte unter Angabe des Grundes zu beurkunden und unverzüglich dem Vertreter des Kranken mitzuteilen. Auf Verlangen des Kranken oder seines Vertreters hat das Gericht über die Zulässigkeit einer solchen Beschränkung unverzüglich zu entscheiden (§ 33 Abs 3). Ausführlich dazu Kopetzki, Grundriß des Unterbringungsrechts (1996).


� Siehe die dementsprechende Forderung im Journal Panorama vom 16.10.1997 (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406324275 \h ��10�).


� In Hochrechnungen wird davon ausgegangen, daß in Deutschland täglich 400.000 freiheitsbeschränkende Maßnahmen vorgenommen werden, von denen nur ein Bruchteil gerichtlich genehmigt ist. Zweifelhaft ist allerdings, wieweit hier die Altersvorsorgevollmacht abhelfen kann, zumal die derzeitige Rechtslage die Altersvorsorgevollmacht alleine, also ohne gerichtliche Genehmigung nicht für die Vornahme freiheitsbeschränkender Maßnahmen genügen zu lassen scheint; vgl Klie/Brennfleck, Altenheim 7/97, 38 unter Hinweis auf die gegenteilige Ansicht des OLG Stuttgart, Beschluß vom 23.2.1994 – 8 W 534/93.


� Dazu Kalchschmid, Informationen der Tiroler Patientenvertretung, 1/1997 mwH.


� Klie, Heimverträge richtig gestalten, Kuratorium Deutsche Altershilfe, thema 124 (1997).


� Oberösterreich und Kärnten. In Kärnten ist bei der bescheidmäßigen Unterbringung von Sozialhilfeempfängern in Pflegeheimen, Pflegestationen und Wohnheimen für Behinderte der Abschluß eines Vertrag nicht vorgeschrieben.


� Burgenland und Steiermark: In diesen beiden Bundesländern wird nicht der Heimvertrag an sich geregelt, sondern nur das „Heimstatut“, das im Regelfall in der Form Allgemeiner Geschäftsbedingungen Vertragsbestandteil wird. Praktisch gleichlautend wird in § 3 Abs 1 Bgld Altenwohn- und Pflegeheimgesetz und § 3 Abs 1 Stmk Pflegeheimgesetz bestimmt: „Der Heimträger hat öffentlich zugänglich und schriftlich festzustellen, welche Leistungen er anbietet und welche rechtlichen Beziehungen zwischen ihm und den Heimbewohnern entstehen (Heimstatut).“


� Salzburg: Gem § 37 Sbg Richtlinien für die Errichtung und den Betrieb von Altenheimen, Pflegeheimen und Pflegestationen bildet die Hausordnung die Grundlage des Heimvertrags. Sie ist dem Aufnahmewerber nachweislich zur Kenntnis zu bringen und zu erläutern, wodurch sie (bei entsprechenden korrelierenden Willenserklärungen) Vertragsbestandteil wird.


� Die Gesetzessystematik bringt nicht klar zum Ausdruck, ob die in § 3 Abs 4 Bgld Altenwohn- und Pflegeheimgesetz geregelten Bewohnerrechte Vertragsbestandteil werden. Die Überschrift zu § 3 „Leistungsangebot des Heimträgers und wesentliche Vertragsbedingungen (Heimstatut)“ läßt eine Interpretation in beide Richtungen zu. Allerdings ist uE aus der Verbindung der Bestimmungen des § 3 Abs 3 Z 5 (Rechte und Pflichten der Heimbewohner sind im Heimstatut zu regeln), § 3 Abs 4 („Die Heimbewohner haben jedenfalls das Recht auf ...“) und § 3 Abs 2 Bgld Altenwohn- und Pflegeheimgesetz („Das Heimstatut und jede Änderung desselben bedürfen der Genehmigung der Landesregierung.“) bei gesetzeskonformer Interpretation wohl nur der Schluß zulässig, daß die zwingend vorgegebenen Rechte auch Vertragsbestandteil werden. 


� In dieser Tabelle verwendete rechtliche Bestimmungen ohne nähere Bezeichnung sind solche der jeweiligen Landesregelung (s vorige Tabelle). Auf die in dieser Bestimmung angeführten Rechte können Heimbewohner nicht rechtswirksam verzichten; § 3 Abs 5 Bgld Altenwohn- und Pflegeheimgesetz.


� Diese Rechte, auf die nicht rechtswirksam verzichtet werden kann, müssen in den Heimvertrag aufgenommen werden.


� Gem § 3 Abs 4 Stmk Pflegeheimgesetz sind Verzichtserklärung von Heimbewohnern betreffend die hier angeführten Rechte ungültig.


� Es ist also keine Schriftlichkeit des Vertrags, sondern nur des Heimstatuts gefordert.


� Es ist davon auszugehen, daß dort, wo keine schriftlichen Verträge geschlossen werden oder wo das Bewußtsein des Abschlusses eines (zivilrechtlichen) Vertrages überhaupt fehlt, trotzdem ein mündlich, allenfalls konkludent geschlossener Vertrag zustandekommt.


� In einem Fall (in Tirol) wird sogar ausdrücklich angegeben, daß keinerlei Rechtsbeziehung zwischen Heimträger und Heimbewohner besteht.


� In Deutschland wurde bereits 1974 ein Gesetz über Altenheime, Altenwohnheime und Pflegeheime für Volljährige (Heimgesetz, BGBl. I S. 1873 idF BGBl. I S. 158) geschaffen, das sich grundsätzlich bewährt und zur Verbesserung der Heimsituation beigetragen hat; dazu Dahlem/Giese/Igl/Klie, Das Heimgesetz, Loseblattsammlung (1974 ff).


� Es wird keine Schriftform festgelegt, um bei Nichtbeachtung einen vertragslosen Zustand zu vermeiden; vgl Dahlem/Giese/Igl/Klie (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406391854 \h ��33�) § 4 RZ 12.


� Vgl Dahlem/Giese/Igl/Klie (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406391854 \h ��33�) § 4b RZ 5 und Kunz/Ruf/Wiedemann, Heimgesetz7 1995, § 4b RZ 7.


� Klie, persönliches Gespräch mit Michael Ganner im Oktober 1997.


� Dazu Die Zeit, 21.11.1997, 30: Dieses Modell der genauen Aufschlüsselung und größeren Kostentransparenz hat bei den Heimträgern zu heftigem Widerstand geführt. Bisher gab es praktisch keine effektive Kontrolle der Finanzgebarung von Heimen, obwohl sie den größten Teil ihrer Einkünfte aus öffentlichen Kassen bezogen. Das hat dazu geführt, daß höhere Kosten nicht auch automatisch höhere (Wohn- und Pflege)Qualität zur Folge hatten. Das soll nunmehr mit einer kostengerechten Bezahlung erreicht werden.


� Vgl Klie (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406319281 \h ��22�) 99 ff und Lindenmaier/Möhring, Heimgesetz §§ 4 und 4c.


� Ganner (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref405863578 \h ��1�) 943 ff.


� Dazu Wickenhagen, Mehr Transparenz und Mitbestimmung, Altenheim 4/97, 28.


� Diese Leistungen müssen vertraglich präzisiert werden, damit Heimbewohner wie Heimträger ihre Ansprüche und Verpflichtungen genau kennen. Das fördert den reibungslosen Betrieb in Altenwohn- und Pflegeheimen; dazu auch Klie (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406319281 \h ��22�): Hier werden umfassende Textmodule, die die einzelnen Punkte minutiös regeln, angeführt, womit jedem Heimträger die Möglichkeit geboten wird, einerseits die Vorteile von Mustervorlagen genießen und andererseits die Besonderheiten des jeweiligen Heimes im Heimvertrag berücksichtigen zu können.


� Dazu Klie (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406319281 \h ��22�) 72 f: Er schlägt eine einseitige Erhöhung der Heimentgelte durch den Heimträger vor, wobei aber die Erhöhung angemessen sein muß und dem Heimbeirat/Heimfürsprecher die notwendigen Unterlagen zur Verfügung gestellt werden müssen. Eine rückwirkende Entgelterhöhung wird ausgeschlossen. – Dazu gleich mehr.


� Die Hotelleistung wird in erster Linie aus den eigenen Einkünften (Pension etc), dann aus dem eigenen Vermögen und sonst aus der Sozialhilfe oder durch die Angehörigen zu bestreiten sein, wobei jeweils ein festzulegender Betrag dem Heimbewohner verbleiben muß. Ähnliches gilt für die Pflegeleistungen, wo aber als erste Finanzierungsquelle das Pflegegeld heranzuziehen ist.


� Ähnlich auch die bereits in den Landesregelungen getroffenen Kündigungsbestimmungen der österreichischen Bundesländer (s oben) sowie § 4b deutsches Heimgesetz und Klie (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref406319281 \h ��22�) 75 f.


� Der Heimträger könnte allenfalls auch alternativ dazu verpflichtet werden, für die adäquate Unterbringung des Heimbewohners in einer anderen Einrichtung zu sorgen, wie dies für bestimmte Fällen in § 4b Abs 7 deutsches Heimgesetz vorgesehen ist.


� Dem ist im wesentlichen zu folgen; vgl Barta/Ganner, E-Besprechung, WoBl 1998,???(Korrekturfahnen!)


� Hierher gehören uE neben den bereits in einzelnen Landesregelungen angeführten Bewohnerrechten (s oben) der Datenschutz und die Verschwiegenheitspflicht, religiöse und politische Toleranz sowie die Frage des Existenzminimums. Daß fallweise in religiösen Institutionen Druck auf die Heimbewohner ausgeübt wird, zeigt die Untersuchung von Knobling, Konfliktsituationen im Altersheim4 (1993). – Auch die Frage des Existenzminimums sollte im Rahmen der Bewohnerrechte zwingend geregelt werden, da die gegenwärtige Situation zu enormen Unterschieden zwischen den Bewohnern führt. UE ist es alten Menschen nicht zuzumuten, bloß ein „Taschengeld“ von wenigen hundert Schilling zur Verfügung zu haben.


� Dadurch könnte auch das im gegebenen Zusammenhang immer wieder eine Rolle spielende Problem der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen einer angemesseneren Lösung zugeführt werden; dazu auch Ramharter (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref405862977 \h ��12�).


� Ganner (FN 1) 943 ff.





